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RÜCKBLENDE 
DIW WOCHENBERICHT VOR 70 JAHREN

Zur Wirtschaftslage in der sowjetischen Besatzungszone

Der Bericht, den die Staatliche Zentralverwaltung für 
 Sta tistik über die Erfüllung des Volkswirtschaftsplanes 
im ersten Quartal 1954 vorlegt, bestätigt die  Vermutungen, 
daß die krisenhafte Zuspitzung im Wirtschaftsablauf der 
SBZ um die Mitte des vorigen Jahres noch keineswegs 
ganz überwunden ist. Die augenblickliche Situation hat 
in Einzelzügen sogar eine gewisse Ähnlichkeit mit der 
vorjährigen, und es liegt durchaus im Bereiche der Mög­
lichkeit, daß sich wieder Schwierigkeiten wie im vorigen 
Jahre entwickeln.

Die offenbar wenig günstige Entwicklung der Industrie­
produktion ist wesentlich von der Materialseite zu er­
klären und hängt insofern eng mit der Entwicklung 
im Außenhandel zusammen. Der Bericht gibt an, daß 
die industrielle Bruttoproduktion 97 vH des Planansatzes 
erreicht habe und daß damit die Produktion auf 111 vH 
der Produktion im ersten Quartal 1953 gestiegen sei. 
Da aber im ersten Quartal 1953 die Industriepro duktion 
 verhältnismäßig niedrig lag (96,7 vH des Planansatzes), 
bestätigt die Rückbeziehung auf dieses Quartal auch hier 
eine unbefriedigende Entwicklung. Aus der nachstehenden 
Tabelle geht hervor, daß sich die Produktion in einigen 
ausgewählten Artikeln kaum über den Stand des  Jahres 
1953 entwickelt hat. Beim Vergleich mit den Planzahlen 
von 1954 ist jedoch zu berücksichtigen, daß in folge beson­
derer Störungen beim Übergang von einem Planjahr in 
ein anderes immer für die ersten Quartale bereits das Soll 
unterdurchschnittlich angesetzt ist.

Aus dem Wochenbericht Nr. 23 vom 4. Juni 1954

© DIW Berlin 1954
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Menschen mit geringer Selbstkontrolle reagieren kaum auf Erhöhung, aber stark auf Senkung der Zuckersteuer
Durchschnittliche monatliche Kaufmenge an Softdrinks in Dänemark pro Kopf in Zentilitern

 






































MEDIATHEK

Audio-Interview mit Renke Schmacker 
www.diw.de/mediathek

ZITAT

„Der Pro-Kopf-Zuckerkonsum in Deutschland liegt weit über den empfohlenen Mengen. 

Eine gestaffelte Zuckersteuer nach dem Vorbild des Vereinigten Königreichs würde ei-

nen Anreiz schaffen, der Hersteller dazu bewegt, den Zuckergehalt der Getränke deutlich 

zu reduzieren. Von einer solchen Steuer würden auch Menschen mit einer niedrigen 

Selbstkontrolle profitieren.“ — Renke Schmacker —

AUF EINEN BLICK

Zuckersteuer: Reaktion der Konsument*innen 
hängt stark von deren Selbstkontrolle ab
Von Renke Schmacker

• Dänemark hat Steuer auf zuckerhaltige Getränke im Jahr 2012 zunächst stark erhöht und 2014 
komplett abgeschafft

• Studie untersucht auf Basis von Konsument*innendaten, ob Menschen mit niedriger und hoher 
Selbstkontrolle unterschiedlich auf pauschale Zuckersteuer reagiert haben

• Höhere Preise führen insgesamt zu geringerem Konsum zuckerhaltiger Getränke – Menschen 
mit geringer Selbstkontrolle reduzieren Konsum aber deutlich weniger stark als Menschen mit 
hoher Selbstkontrolle

• Nachdem Zuckersteuer abgeschafft wurde, nimmt Konsum von zuckerhaltigen Getränken wieder 
deutlich zu 

• Gestaffelte Zuckersteuer wie im Vereinigten Königreich schafft Anreize für Hersteller, Produkte 
gesünder zu machen – das hilft auch Menschen mit niedriger Selbstkontrolle

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Steuern auf ungesunde Lebensmittel, zum Beispiel zuckerge-

süßte Getränke, sollen Verbraucher*innen einen Anreiz 

geben, sich gesünder zu ernähren. Im Fokus dieser Politik 

stehen besonders Menschen mit niedriger Selbstkontrolle, die 

ihren Zuckerkonsum weniger unter Kontrolle haben. Dieser 

Wochenbericht untersucht anhand der dänischen Steuer auf 

zuckerhaltige Getränke, ob Konsument*innen mit niedriger 

und hoher Selbstkontrolle unterschiedlich auf Preisverände-

rungen reagieren. Als die Steuer 2012 stark erhöht und dies 

über die Produktpreise an die Konsument*innen weitergege-

ben wurde, haben Menschen mit hoher Selbstkontrolle ihren 

Konsum merklich reduziert, solche mit niedriger Selbstkon-

trolle hingegen nur unwesentlich. Als die Steuer 2014 abge-

schafft wurde, haben jedoch beide Gruppen ihren Konsum 

deutlich erhöht. Die Ergebnisse zeigen, dass die Zielgruppe 

einer solchen Maßnahme nicht zwingend auf höhere Preise 

reagiert. Um Menschen mit niedriger Selbstkontrolle zu 

helfen, braucht es Instrumente, die Herstellern Anreize geben, 

ihre Produkte gesünder zu machen. Dafür empfiehlt sich 

eine ge staffelte Zuckersteuer, wie das Beispiel der Zucker-

steuer im Vereinigten Königreich zeigt. Gleichzeitig sollte die 

Vermittlung von Wissen über gesundheitsrelevantes Verhal-

ten verbessert werden, um die Ursache für zu starken Zucker-

konsum anzugehen.

Steuern auf ungesunde Lebensmittel werden als potenzielles 
Instrument zur Bekämpfung und Vorbeugung von Krank­
heiten wie Adipositas und Diabetes regelmäßig diskutiert. 
Viele Länder haben beispielsweise Steuern auf zuckerhaltige 
Getränke eingeführt, etwa das Vereinigte Königreich, Frank­
reich, Mexiko, Norwegen oder Chile. Zuckerhaltige Getränke 
stehen besonders im Fokus, da sie in der Regel keine Nähr­
stoffe enthalten, kein Sättigungsgefühl erzeugen und damit 
„zusätzlichen“ Zuckerkonsum bedeuten. Auch in Deutsch­
land wird eine solche Steuer von einigen Verbänden gefor­
dert, beispielsweise vom Berufsverband der Kinder­ und 
Jugendärzte, dem AOK­Bundesverband und der Deutschen 
Diabetes Gesellschaft.1 In Europa gehört Deutschland zu den 
Ländern mit dem höchsten Pro­Kopf­Konsum von zuckerhal­
tigen Getränken.2 Der Pro­Kopf­Zuckerkonsum in Deutsch­
land liegt bei circa 95 Gramm pro Tag und damit deutlich 
über den 50 Gramm pro Tag, die von der Deutschen Gesell­
schaft für Ernährung empfohlen werden.3 Bislang setzt die 
Bundesregierung aber in erster Linie auf freiwillige Selbst­
verpflichtungen der Industrie im Rahmen ihrer Nationalen 
Reduktions­ und Innovationsstrategie.4 Diese Strategie bleibt 
bislang aber hinter den Zielen zurück.5

Die Gründe, die für eine Zuckersteuer vorgebracht wer­
den, sind vielfältig (Kasten 1). Übergewicht, Adipositas und 
deren Folgeerkrankungen verursachen massive Gesund­
heitskosten, beispielsweise für Medikamente, Arztbesuche 
oder auch Operationen, die zum Großteil über die Kranken­
versicherung vergemeinschaftet werden. Die Steuer hätte 

1 Berufsverband der Kinder- und Jugendärzt*innen (2020): AOK, BVKJ und DDG fordern gesetz-

geberische Maßnahmen zur Zuckerreduktion. Pressemitteilung vom 27. Oktober 2020 (online ver-

fügbar, abge rufen am 23. Mai 2024. Dies gilt auch für alle anderen Onlinequellen dieses Berichts, 

sofern nicht anders vermerkt).

2 Eurostat (2021): How often do you drink sugar-sweetened soft drinks? (online verfügbar); 

Barry M. Popkin und Corinna Hawkes (2016): Sweetening of the global diet, particularly beverages: 

 patterns, trends, and policy responses. Lancet Diabetes Endocrinol 4, 174–186.

3 Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (2024): Versorgungsbilanz: Weniger Zucker 

verbraucht. Pressemitteilung vom 7. Februar 2024 (online verfügbar).

4 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2024): Reduktions- und Innovations-

strategie für Zucker, Fette und Salz in Fertigprodukten (online verfügbar).

5 Peter von Philipsborn et al. (2023): Interim Evaluation of Germany’s Sugar Reduction Strategy 

for Soft Drinks: Commitments versus Actual Trends in Sugar Content and Sugar Sales from Soft 

Drinks. Ann Nutr Metab, 79 (3), 282–290.

Zuckersteuer: Reaktion der  
Konsument*innen hängt stark von deren 
Selbstkontrolle ab
Von Renke Schmacker

ZUCKERSTEUER

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2024-23-1
https://www.bvkj.de/politik-und-presse/nachrichten/2-2020-10-27-aok-bvkj-und-ddg-fordern-gesetzgeberische-massnahmen-zur-zuckerreduktion
https://www.bvkj.de/politik-und-presse/nachrichten/2-2020-10-27-aok-bvkj-und-ddg-fordern-gesetzgeberische-massnahmen-zur-zuckerreduktion
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/-/ddn-20210727-1
https://www.ble.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/240207_Zucker.html
https://www.bmel.de/DE/themen/ernaehrung/gesunde-ernaehrung/reduktionsstrategie/reduktionsstrategie-zucker-salz-fette.html


337DIW Wochenbericht Nr. 23/2024

ZUCKERSTEUER

zwei potenzielle Effekte: Erstens würde sie die Produkte teu­
rer machen und damit die Nachfrage und in der Folge auch 
die Gesundheitskosten senken. Zweitens würde sie Steuer­
aufkommen generieren und diejenigen, die die Gesund­
heitskosten verursachen, stärker an der Finanzierung öffent­
licher Aufgaben (wie der Gesundheitsversorgung und ­auf­
klärung) beteiligen.

Zudem wird oft argumentiert, dass eine Steuer auch im 
Interesse der Konsument*innen selbst sei und sie langfris­
tig davon profitieren könnten. Dahinter steckt die Annahme, 
dass viele Individuen sich während des Konsums nicht (voll­
ends) über die Gesundheitsfolgen im Klaren sind oder diese 
Folgen vernachlässigen, zum Beispiel, weil sie eine geringe 
Selbstkontrolle haben. Solche Konsument*innen würden 
von der Steuer profitieren, wenn sie ihren Konsum und 
dadurch ihre individuellen langfristigen Gesundheitskos­
ten reduzieren.

Was mit Selbstkontrolle gemeint ist, veranschaulicht ein 
Beispiel: Martina möchte ihren Zuckerkonsum reduzieren, 
da sie weiß, dass zu viel Zucker zu Übergewicht führt und 
sich langfristig negativ auf ihre Gesundheit auswirken kann. 
Wenn sie jedoch beim Mittagessen überlegt, was sie trinken 
möchte, geraten diese langfristigen Kosten aus dem Blick­
feld. Stattdessen denkt sie vorrangig an den Genuss, den 
ihr ein großes Glas Cola genau jetzt bereiten würde – des­
halb entscheidet sie sich „ausnahmsweise“ dafür. Am Abend 
bereut sie diese Entscheidung und erinnert sich an ihren 
Plan, weniger Zucker zu sich zu nehmen. Doch am nächs­
ten Tag ist sie in der gleichen Situation und trifft erneut die 
Entscheidung für das Glas Cola. Aufgrund dieses Verhaltens­
musters hat Martina eine niedrige Selbstkontrolle.

Im Gegensatz dazu hat Claudia eine hohe Selbstkontrolle. 
Sie lebt überwiegend gesund und weiß, dass sie sich ein 
Glas Cola in der Woche leisten kann, ohne ihre Gesundheit 
zu gefährden. Da sie eine hohe Selbstkontrolle hat, hält sie 
sich an ihren Plan und trinkt nicht mehr als dieses eine 
Glas pro Woche.

Wenn der Gesetzgeber sich nun entscheidet, eine Steuer 
auf zuckerhaltige Getränke einzuführen, müssen sowohl 
Martina als auch Claudia mehr für die Cola bezahlen, sie 
sind also erst einmal schlechter gestellt. Wenn der infolge 
der Steuer gestiegene Cola­Preis nun aber dazu führt, dass 
Martina sehr viel weniger Cola trinkt, kommt sie ihrem Plan 
nach, weniger Zucker zu konsumieren. Sie und ihre Gesund­
heit können dann langfristig profitieren. Wenn  Martinas 
Cola­Konsum ausreichend stark zurückgeht, kann dies die 
höheren Kosten für Konsument*innen wie Claudia aus 
gesamtgesellschaftlicher Sicht überwiegen.

Dass die Steuer Konsument*innen mit niedriger Selbstkon­
trolle besserstellt, setzt jedoch voraus, dass diese auf die 
höheren Preise mit einer Konsumreduktion reagieren. Man­
gels Daten und geeigneter Steuervariationen konnte die­
ser Frage bisher empirisch aber kaum nachgegangen wer­
den. Dieser Wochenbericht untersucht nun am Beispiel der 

dänischen Steuer auf zuckerhaltige Getränke, ob Konsu­
ment*innen mit niedriger Selbstkontrolle tatsächlich wie 
gewünscht auf Preisanreize reagieren und die Steuer ihnen 
hilft, ihre Pläne zu erreichen.6 Als Datengrundlage dient ein 
sogenannter Homescan­Datensatz von GfK Consumertracking 
Scandinavia, für den die Konsument*innen über Jahre hin­
weg sämtliche Einkäufe erfassen (Kasten 2).

Steuervariation in Dänemark erhöht Preise und 
reduziert durchschnittlichen Konsum

Betrachtet wird die Erhöhung der dänischen Steuer auf 
zuckerhaltige Getränke im Jahr 2012 sowie die Abschaffung 
der Steuer im Jahr 2014. Dänemark hatte bereits seit den 
1930er Jahren eine Steuer auf zuckerhaltige Getränke. Die 
Steuer war eine volumetrische Steuer, die auf alle Getränke mit 
mehr als 0,5 Gramm Zucker pro 100 Milliliter anfiel (ausge­
nommen Fruchtsäfte und Milchgetränke). Im Jahr 2012 wurde 
diese Steuer stark erhöht.7 Nach einem Regierungswechsel 
wurde kurze Zeit später jedoch die Steuer auf zuckerhaltige 

6 Die vollständige Studie, die diesem Wochenbericht zugrunde liegt, wurde veröffentlicht als 

Renke Schmacker und Sinne Smed (2023): Sin Taxes and Self Control. American Economic Journal: 

Economic Policy, 15 (3), 1–34.

7 Die Steuererhöhung war Teil einer größeren Steuerreform mit dem Ziel, die Einkommen-

steuer zu reduzieren und im Gegenzug Steuern auf Güter mit negativen Auswirkungen auf 

 Gesundheit und Umwelt zu erhöhen. Als Teil der gleichen Steuerreform wurde unter anderem eine 

Steuer auf gesättigte Fettsäuren eingeführt und eine generelle Zuckersteuer vorbereitet (aber 

nicht umgesetzt).

Abbildung 1

Preise für zuckerhaltige Getränke1 in Dänemark
Preis pro Liter in Dänischen Kronen

 







 














1 Dargestellt sind für jedes Quartal die durchschnittlichen Preise für Getränke, die zum jeweiligen Zeitpunkt unter 
die Zuckersteuer fielen.

Quelle: Gfk Consumertracking Scandinavia, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024

Die Preise für zuckerhaltige Getränke reagieren offensichtlich stark auf Änderungen 
der Zuckersteuer.
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Getränke abgeschafft. Die Steuer wurde im Juli 2013 um die 
Hälfte gekürzt und zum Januar 2014 auf Null gesenkt.

Im Januar 2012 wurde die Steuer auf zuckerhaltige Getränke 
von 1,08 Dänischen Kronen (DKK) (0,14 Euro) auf 1,58 DKK 
(0,21 Euro) pro Liter erhöht. Die Steuererhöhung hat dazu 
geführt, dass die Preise im Durchschnitt um circa 1,01 DKK 
(0,13  Euro) pro Liter erhöht wurden (Abbildung  1). Die 
Steuer erhöhung hat also zu einer überproportionalen Prei­
serhöhung geführt.8 Relativ sind die Preise, welche die Kon­
sument*innen für zuckerhaltige Getränke zahlen mussten, 
um rund elf Prozent gestiegen.

8 Die Studie, denen die Zahlen und Abbildungen zu den Preisveränderungen zu Grunde  liegen, 

wurde veröffentlicht als Renke Schmacker und Sinne Smed (2020): Do prices and purchases res-

pond similarly to soft drink tax increases and cuts? Economics and Human Biology, 37, 100864.

Die Abschaffung der Steuer, also die Senkung von 1,58 DKK 
auf zunächst 0,82 DKK und später auf Null, wurde ebenfalls 
an die Konsument*innen weitergegeben. Die Steuer senkung 
führte zu einer Preissenkung von 1,88 DKK, was einer rela­
tiven Preisänderung für zuckerhaltige Getränke von circa 
23 Prozent entspricht.

Nach der Steuererhöhung kauften die Konsument*innen im 
Durchschnitt monatlich 13 Prozent weniger zuckergesüßte 
Getränke (Abbildung 2).9 Nach Abschaffung der Steuer stieg 
die gekaufte Menge jedoch wieder – und zwar um knapp 
25 Prozent.

9 Die absolute Mengenangabe ist, wie in diesen Datensätzen üblich, unterschätzt, da Konsu-

ment*innen nicht jeden Kauf angeben. Die Analyse konzentriert sich daher auf die relativen Verän-

derungen und nimmt an, dass die Wahrscheinlichkeit, einen Kauf anzugeben, nicht mit der Steuer-

variation korreliert ist.

Kasten 1

Ökonomische Gründe für eine Zuckersteuer

In der Forschung wird kaum mehr bestritten, dass sich hoher Zu-

ckerkonsum negativ auf die Gesundheit auswirkt. Zu den gesund-

heitlichen Folgen zählen Adipositas, Typ 2 Diabetes, Herzkreislauf-

erkrankungen und Karies.1 Im Fall von hohem Zuckerkonsum gibt 

es zwei Gründe, weshalb die Einführung einer Steuer ökonomisch 

gefordert sein kann: Externalitäten und Internalitäten.

Externalitäten sind eine Form des Marktversagens, bei welcher der 

Konsum einer jeden Person externe Kosten für andere bedeutet. 

Bei hohem Zuckerkonsum sind dies die Gesundheitskosten, die 

durch hohen Zuckerkonsum verursacht und zum Teil von anderen 

Individuen getragen werden. Darunter fallen die Behandlungskos-

ten für damit einhergehende Krankheiten, die zum Großteil von 

der Krankenversicherung übernommen und auf alle Beitragzah-

lenden umgelegt werden. Darüber hinaus zählen dazu volkswirt-

schaftliche Kosten wie Produktivitätseinbußen durch Fehltage 

oder Arbeitsunfähigkeit. Eine Studie schätzt für die USA, dass die 

langfristigen Gesundheitskosten für einen Liter Limonade circa 

35 US-Cents betragen.2 Schätzungen dieser Art sind aber naturge-

mäß ungenau und basieren auf starken Annahmen.3

Internalitäten bezeichnen hingegen die Kosten, die vom Individu-

um selbst getragen, aber während der Konsumentscheidung nicht 

vollständig berücksichtigt werden. Beispielsweise möchten viele 

Konsument*innen weniger Zucker und Fett zu sich nehmen, da sie 

um die negativen Gesundheitseffekte wissen. Es fehlt ihnen jedoch 

womöglich an Selbstkontrolle (self-control), um ihre Pläne in die 

1 Hunt Allcott, Benjamin B. Lockwood und Dmitry Taubinsky (2019): Should We Tax Sugar- 

Sweetened Beverages? An Overview of Theory and Evidence. Journal of Economic Perspectives, 

33 (3), 202–227.

2 Y. Claire Wang et al. (2012): A Penny-Per-Ounce Tax On Sugar-Sweetened Beverages Would 

Cut Health And Cost Burdens Of Diabetes. Health Affairs, 31 (1), 199–207.

3 Siehe für eine kritische Diskussion Allcott, Lockwood und Taubinsky (2019), a. a. O.

Tat umzusetzen. In der ökonomischen Theorie wird für gewöhnlich 

angenommen, dass zukünftiger Nutzen (und zukünftige Kosten) 

weniger stark gewichtet wird als gegenwärtiger Nutzen (Abdiskon-

tierung). Es kann also eine rationale Entscheidung sein, viel Zucker 

zu konsumieren, wenn einem die negativen Gesundheitsfolgen, 

die erst in der Zukunft anfallen, nicht so wichtig sind. Bei Men-

schen mit niedriger Selbstkontrolle erfolgt diese Abdiskontierung 

aber zeitinkonsistent, das heißt, sie legen überproportional viel 

Wert auf gegenwärtigen Nutzen (present bias).4 Das Vorliegen von 

zeitinkonsistentem Verhalten äußert sich darin, dass die Entschei-

dungen oft im Nachhinein bereut werden und dass Individuen 

nach Möglichkeiten der Selbstverpflichtung (commitment devices) 

suchen. Beide Charakteristika sind bei Ernährungsverhalten gege-

ben, wie die hohen Umsätze der Diätindustrie sowie die Nachfrage 

nach Mitteln der Selbstverpflichtung wie operativen Magenver-

kleinerungen nahelegen. Eine weitere Internalität kann darüber 

hi naus darin bestehen, dass Konsument*innen die zukünftigen 

Kosten unterschätzen und daher zu viel konsumieren.

In der öffentlichen Debatte, aber auch unter Ökonom*innen, gibt 

es Dissens darüber, welche Art von Externalitäten und Internali-

täten korrigiert werden sollten. Bei Internalitäten stellt sich grund-

sätzlich die Frage, ob sie überhaupt staatliches Eingreifen recht-

fertigen. Da letzteres unterstellt, dass der Gesetzgeber vorgibt zu 

wissen, wie Personen sich in Wirklichkeit verhalten wollen, wird 

dies häufig als paternalistischer Eingriff in die Entscheidungsauto-

nomie kritisiert. Ein klassisches Resultat der theoretischen Lite-

ratur ist, dass die optimale Steuer sich zusammensetzt aus den zu 

korrigierenden Internalitäten und Externalitäten.5

4 Ted O’Donoghue und Matthew Rabin (2006): Optimal sin taxes. Journal of Public Economics, 

90 (10–11), 1825–1849.

5 Hunt Allcott, Benjamin B. Lockwood und Dmitry Taubinsky (2019): Regressive Sin Taxes, with 

an  Application to the Optimal Soda Tax. Quarterly Journal of Economics 134 (3), 1557–1626.
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Zeitgleich mit der Steuervariation bei zuckergesüßten 
Getränken war bei nicht besteuerten zuckerhaltigen Geträn­
ken (beispielsweise Fruchtsäften) keine Preisveränderung 
zu beobachten. Dennoch konnte nicht festgestellt werden, 
dass die Konsument*innen nach der Steuererhöhung ver­
mehrt zu solchen nicht besteuerten zuckerhaltigen Geträn­
ken gegriffen hätten. Stattdessen suggerieren die Daten, 
dass sie zuckerhaltige Getränke zumindest teilweise durch 
Mineralwasser ersetzten.10

Eine Einschränkung der Analyse ist, dass keine Kontroll­
gruppe zur Verfügung steht, die es erlauben würde, den kau­
salen Effekt der Steuer zu schätzen. Insgesamt scheint die 
Steuer aber durchaus die erwarteten Ergebnisse zu bestäti­
gen: Wenn die Preise sinken, wird mehr konsumiert; wenn 
die Preise steigen, wird weniger konsumiert.

Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle 
reagieren weniger stark auf Steuererhöhung

Der Datensatz von GfK Scandinavia erlaubt es zusätzlich zu 
untersuchen, wie sich die Steuerveränderung auf die Kon­
sument*innen in Abhängigkeit der Selbstkontrolle ausge­
wirkt hat – neben den Käufen enthalten die Daten näm­
lich auch Informationen über die Selbstkontrolle der Kon­
sument*innen. Die Stichprobe wird dafür in zwei Hälften 
eingeteilt: Personen mit hoher Selbstkontrolle und Perso­
nen mit niedriger Selbstkontrolle. Verbraucher*innen mit 
niedriger Selbstkontrolle antworten deutlich häufiger als 
solche mit hoher Selbstkontrolle, dass sie ihr Gewicht redu­
zieren wollen und dass sie weniger Zucker zu sich nehmen 
sollten. Aber leistet die Steuer einen Beitrag dazu, dass sie 
diese Ziele erreichen?

Vor der Steuerveränderung haben Konsument*innen mit 
niedriger Selbstkontrolle deutlich mehr zuckerhaltige 
Getränke gekauft als Konsument*innen mit hoher Selbst­
kontrolle, sie weisen aber keine signifikant verschiedenen 
Trends über die Zeit auf (Abbildung 3).11 Während die Kauf­
menge von letzteren im Jahr nach der Steuererhöhung 2012 
deutlich (um 19 Prozent) zurückging, reduzierten Konsu­
ment*innen mit niedriger Selbstkontrolle ihre Kaufmenge 
nur unwesentlich (um vier Prozent). Konsument*innen mit 
hoher Selbstkontrolle reagierten also signifikant stärker auf 
die Steuererhöhung.

Mit der Abschaffung der Steuer ist die Kaufmenge beider 
Benutzergruppen dann deutlich gestiegen, um 26 bezie­
hungsweise 23 Prozent. In der Zusammenschau ist somit 
eine deutliche Asymmetrie zu beobachten: Wenn die Preise 
steigen, reagieren Konsument*innen mit niedriger Selbst­
kontrolle kaum; wenn die Preise fallen, erhöhen sie ihren 

10 Außer-Haus-Konsum ist in den Daten nicht enthalten und kann daher nicht analysiert werden.

11 Wie in Fußnote 9 beschrieben, konzentriert sich die Analyse auf relative Veränderungen, da 

die absoluten Mengenangaben in dieser Art von Datensätzen unterschätzt wird.

Konsum aber ungefähr genauso stark wie solche mit hoher 
Selbstkontrolle.12

Eine mögliche Erklärung für eine solche Asymmetrie besteht 
in der Unterscheidung von automatisiertem Verhalten (zum 
Beispiel einer Gewohnheit folgen) und bewusstem Verhalten 
(mit einer Gewohnheit brechen), wie sie aus der psychologi­
schen Forschung zu Selbstkontrolle bekannt ist.13 Es scheint 
plausibel, dass Selbstkontrolle besonders wichtig ist, wenn 
es darum geht, mit einer Gewohnheit zu brechen – also 
etwa aufzuhören, regelmäßig zuckergesüßte Getränke zu 
trinken. Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle 
schaffen dies trotz der höheren Preise für zuckerhaltige 
Getränke nicht in dem Umfang wie Konsument*innen mit 
hoher Selbstkontrolle. Deshalb reagieren erstere im Durch­
schnitt deutlich weniger auf die steigenden Preise als letz­
tere. Wenn gesunkene Preise es aber möglich machen, dem 
automatisierten Verhalten stärker nachzukommen (also in 
diesem Fall eine größere Menge zuckergesüßter Getränke 

12 Die Analyse kann eine Reihe von alternativen Erklärungen für diese Ergebnisse ausschließen: 

Für Produkte, die nicht von der Steuer betroffen sind, wird keine Veränderung in der Kaufmenge 

zwischen den Benutzergruppen beobachtet. Generelle Veränderungen im Konsum- oder Doku-

mentationsverhalten erklären die Unterschiede also nicht. Die Ergebnisse sind zudem robust ge-

genüber der Berücksichtigung von Faktoren, die mit der Selbstkontrolle korreliert sind (zum Bei-

spiel Bildung und Einkommen).

13 Denise T. D. de Ridder et al. (2012): Taking Stock of Self-Control: A Meta-Analysis of How Trait 

Self-Control Relates to a Wide Range of Behavior. Personality and Social Psychology Review, 16 (1), 

76–99.

Abbildung 2

Kaufmenge1 zuckerhaltiger Getränke
In Zentilitern

 

    


















1 Dargestellt ist eine angepasste Linie der durchschnittlichen monatlichen Kaufmenge, nachdem saisonale Effekte 
und Konsument*innen effekte herausgerechnet wurden, separat geschätzt für die jeweiligen Zeitabschnitte.

Anmerkung: Bei der schattierten Fläche handelt es sich um ein 95- Prozent- Konfidenzintervall. Dies ist der 
 sogenannte Unsicherheitsbereich, in dem sich der Schätzwert mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent befindet.

Quelle: GfK Consumertracking Scandinavia, eigene Berechnungen.
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Die Steuererhöhung geht insgesamt mit einer Reduktion der Kaufmenge einher, die 
Steuersenkung mit einer Erhöhung.
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Herstellern von ungesunden Lebensmitteln angesetzt wer­
den. Ein gutes Beispiel dafür stellt die Steuer auf zuckerhal­
tige Getränke im Vereinigten Königreich dar. Das Vereinigte 
Königreich hat 2018 eine stufenweise Steuer auf zuckerge­
süßte Getränke eingeführt, die Getränke entsprechend ihres 
Zuckergehalts besteuert.14 Dies gab den Herstellern einen 
Anreiz, den Zuckergehalt in ihren Getränken zu reduzie­
ren, damit diese unter einen niedrigeren Steuersatz fallen. 
Die überwiegende Mehrheit der von der Steuer betroffenen 
Hersteller hat darauf reagiert und den Zuckergehalt ihrer 
Produkte gesenkt. Eine Analyse zeigt, dass eine geänderte 
Rezeptur (Reformulierung) der Produkte für 80 Prozent der 
erzielten Kalorienreduktion verantwortlich war.15 Viele Her­
steller senkten den Zuckergehalt sogar unter die Grenze, ab 
der die Steuer erhoben wurde, so dass diese Produkte auch 
nicht teurer wurden. Von dieser Steuer würden somit auch 

14 Getränke mit über acht Gramm Zucker je 100 Milliliter werden mit 24 Pence pro Liter besteu-

ert, solche mit fünf bis acht Gramm Zucker mit 18 Pence pro Liter und solche mit weniger als fünf 

Gramm Zucker werden gar nicht besteuert.

15 Alex Dickson, Markus Gehrsitz mit Jonathan Kemp (2023): Does a Spoonful of Sugar Levy Help 

the Calories Go Down? An Analysis of the UK Soft Drinks Industry Levy. The Review of Economics 

and Statistics, 1–29.

zu kaufen), ist der Unterschied in der Selbstkontrolle nicht 
relevant, daher ist hier kein Unterschied zu beobachten.

Fazit: Um Konsument*innen mit niedriger 
Selbstkontrolle zu helfen, sollten Steueranreize 
bei den Herstellern ansetzen

Dieser Wochenbericht zeigt anhand der dänischen Steuer 
auf zuckerhaltige Getränke, dass höhere Preise infolge einer 
Steuer erhöhung Konsument*innen mit niedriger Selbstkon­
trolle nicht zwingend helfen, sich gesünder zu ernähren. 
Trotz der höheren Preise reduzierten sie ihren Konsum 
im Vergleich zu Konsument*innen mit hoher Selbstkon­
trolle kaum.

Es ist wichtig anzumerken, dass eine Steuer auf ungesunde 
Nahrungsmittel trotzdem sinnvoll sein kann: nämlich dann, 
wenn der Gesetzgeber den Umstand abmildern möchte, dass 
die Kosten individuellen Konsumverhaltens – etwa in Form 
von Arztbesuchen und Arbeitsunfähigkeit – in der Regel auf 
alle Versicherten oder sogar die Allgemeinheit umgelegt wer­
den. Nach der Steuereinführung tragen Konsument*innen 
durch die gezahlten Steuern zur Finanzierung der gesam­
ten Gesundheitskosten bei. Auch wenn der Konsum nicht 
zurückgeht, hat die Steuer diesen Effekt.

Um Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle 
dabei zu helfen, sich gesünder zu ernähren, sollte bei den 

Kasten 2

Datengrundlage

Als Datengrundlage dient ein sogenannter Homescan-Daten-

satz von GfK Consumertracking Scandinavia. In diesem Daten-

satz scannen Konsument*innen die Produkte, die sie gekauft 

haben, und erhalten dafür Bonuspunkte. Der Datensatz er-

laubt es, die gleichen Konsument*innen über mehrere Jahre 

zu verfolgen und Änderungen in ihrem Konsumverhalten 

zu analysieren. Da Teilnehmende sich selbst bei diesem Panel 

anmelden, kann Selbstselektion die Verallgemeinerbarkeit der 

Ergebnisse einschränken.

Eine Besonderheit dieses Datensatzes ist, dass er Informa-

tionen über die Selbstkontrolle der Konsument*innen enthält. 

Die Konsument*innen haben einen psychologischen Frage-

bogen beantwortet, in dem ihre Zustimmung zu 36 Aussagen 

erfragt wurde.1 Die Zustimmung zu den Aussagen misst die 

selbst eingeschätzte Selbstkontrolle in verschiedenen Lebens-

bereichen, zum Beispiel „Ich bin gut darin, Versuchungen zu 

widerstehen“ oder „Ich habe Schwierigkeiten, mit schlechten 

Gewohnheiten zu brechen“.

Der finale Datensatz besteht aus circa 1 300 Konsument*in-

nen, die über den gesamten Untersuchungszeitraum Ein-

käufe dokumentiert haben und den Fragebogen zur Selbst-

kontrolle beantwortet haben. Die Einkäufe werden auf der 

Monatsebene aggregiert.

1 June P. Tangney, Roy F. Baumeister und Angie Luzio Boone (2004): High self-control 

 predicts good adjustment, less pathology, better grades, and interpersonal success. Journal 

of Personality, 72 (2), 271–322.

Abbildung 3

Kaufmenge1 zuckerhaltiger Getränke nach Grad der 
Selbstkontrolle von Personen
In Zentilitern

 


















    





1 Dargestellt sind angepasste Linien der durchschnittlichen monatlichen Kaufmenge, nachdem saisonale Effekte und 
Konsument*innen effekte herausgerechnet wurden, separat geschätzt für die jeweiligen Zeitabschnitte.

Anmerkung: Bei der schattierten Fläche handelt es sich jeweils um ein 95 -Prozent- Konfidenzintervall. Dies ist der 
sogenannte Unsicherheitsbereich, in dem sich der Schätzwert mit einer Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent befindet.

Quelle: GfK Consumertracking Scandinavia, eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2024

Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle reagieren weniger stark auf die Steu-
ererhöhung als Menschen mit hoher Selbstkontrolle.
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Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle profitie­
ren, selbst wenn sie ihren Konsum nicht reduzierten. Die­
ser Anreiz war bei der volumetrischen Steuer in Dänemark 
nicht gegeben.

Als Fazit bleibt festzuhalten, dass die Besteuerung von 
zuckerhaltigen Getränken allein die Probleme, die mit Über­
gewicht und Adipositas verbunden sind, nicht beheben wird. 
Ein wichtiger Grund dafür ist, dass viele Konsument*innen 
nicht im gewünschten Maße darauf reagieren. Eine Steu­
erausgestaltung wie im Vereinigten Königreich kann den 

Herstellern aber durchaus zusätzliche Anreize bieten, ihre 
Produkte gesünder zu machen. Dies könnte die Nationale 
Reduktions­ und Innovationsstrategie der Bundesregierung 
sinnvoll ergänzen.16 Da zuckerhaltige Getränke nur einen 
Teil des Zuckerkonsums ausmachen, sollte auch überlegt 
werden, diese Politik auf weitere Nahrungsmittel auszu­
weiten. Darüber hinaus bleiben Gesundheitsbildung und 
Nahrungsmittelkennzeichnung wichtige Aufgabenfelder, 
da ein Zusammenspiel mehrerer Maßnahmen wichtig ist.

16 Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (2024), a. a. O.

JEL: D12, I18, H20

Keywords: self-control, soft drink tax, internality
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1. Herr Schmacker, in Dänemark wurde 2012 eine Steuer 

auf zuckerhaltige Getränke stark erhöht, bevor die Steu-

er 2014 komplett abgeschafft wurde. Wie hat diese Steu-

er gewirkt? Tatsächlich war der Konsum von zuckerhaltigen 

Getränken im Jahr nach der Steuererhöhung im Durch-

schnitt um rund 13 Prozent niedriger. Unsere Analyse zeigt 

aber auch, dass es hier Unterschiede zwischen verschie-

denen Konsumentengruppen gibt. Besonderes Augenmerk 

haben wir auf Konsument*innen gelegt, die es aufgrund 

niedriger Selbstkontrolle nicht schaffen, ihren Zuckerkonsum 

zu reduzieren. Hier haben wir herausgefunden, dass gerade 

diese Konsument*innen, die besonders davon profitieren 

könnten, ihren Konsum wegen der erhöhten Preise zu redu-

zieren, kaum auf die Steuer reagieren im Gegensatz zu 

Konsumenten mit hoher Selbstkontrolle, die ihren Konsum 

nach der Steuererhöhung reduziert haben.

2. Stieg der Zuckerkonsum nach Abschaffung der Zucker-

steuer wieder an? Im Jahr 2014 sind die Preise für 

zuckerhaltige Getränke nach Abschaffung der Steuer um 

circa 23 Prozent gesunken. In der Folge wurde um 20 bis 

30 Prozent mehr konsumiert. Nun allerdings haben die 

Konsument*innen mit hoher und niedriger Selbstkontrolle 

nicht unterschiedlich stark auf die Steuersenkung reagiert. 

Auch Menschen mit niedriger Selbstkontrolle, die vorher 

ihren Konsum kaum reduziert hatten, haben den Konsum 

erhöht, als die Preise gesunken sind und nun sogar mehr 

konsumiert als vor der Steuervariation.

3. Wie ist das zu erklären? Das liegt darin begründet, dass 

die Konsument*innen mit niedriger Selbstkontrolle auf 

die Steuer erhöhung nicht reagiert haben, auf die Steuer-

senkung dann aber durchaus. Ich interpretiere es so, dass 

es Selbstkontrolle braucht, um mit einer Gewohnheit zu 

brechen. Zum Beispiel, wenn man damit aufhört, gewohn-

heitsmäßig zuckerhaltige Getränke zu konsumieren, weil die 

Preise gestiegen sind. Wenn es aber darum geht, einfach 

mehr zu konsumieren, weil man es sich nun leisten kann, 

spielt der Unterschied in der Selbstkontrolle keine Rolle. 

4. Braucht es andere Anreize, um Menschen mit niedriger 

Selbstkontrolle dazu zu bewegen, weniger Zucker zu 

konsumieren? Aus meiner Sicht bräuchte es tatsächlich 

eine Vielzahl von Maßnahmen. Dazu gehört beispielsweise 

gesundheitliche Aufklärung, eine klare Lebensmittelkenn-

zeichnung, aber auch eine Begrenzung des Marketings 

für ungesunde Lebensmittel. Besonders helfen würde es, 

wenn die Hersteller ihre Produkte gesünder machen 

würden. Hier sollte man allerdings nicht nur auf freiwillige 

Selbstverpflichtung bauen.

5. Warum zögert man in Deutschland, eine  Zuckersteuer 

einzuführen? Hier setzt man auf Freiwilligkeit. Fakt 

ist, dass weltweit circa 50 Länder bereits eine Steuer auf 

zuckerhaltige Getränke eingeführt haben. Deutschland setzt 

stattdessen auf freiwillige Selbstverpflichtung der Industrie, 

die sich 2015 verpflichtet hat, den Zuckergehalt in zucker-

haltigen Getränken bis 2025 um 15 Prozent zu reduzieren. 

Eine Zwischenevaluation hat ergeben, dass bis 2021 der 

Zuckergehalt nur um circa zwei Prozent gesunken ist. Also 

bleibt diese freiwilligen Maßnahme bisher stark hinter den 

Erwartungen zurück. Steuern können aber zusätzliche Anrei-

ze setzen, wie das Beispiel der Steuer im Vereinigten König-

reich zeigt. Hier hat man eine stufenweise Steuer eingeführt, 

bei der zuckerhaltige Getränke, die wenig Zucker enthalten 

haben, nur sehr wenig besteuert wurden, solche mit einem 

hohen Zuckergehalt aber sehr stark. Dies hat den Herstel-

lern den Anreiz gegeben, den Zuckergehalt zu reduzieren, um 

einer geringeren Steuerlast ausgesetzt zu sein. In der Folge 

ist der Zuckergehalt in zuckerhaltigen Getränken in Großbri-

tannien um 30 Prozent gesunken, also um deutlich mehr als 

die zwei Prozent, die in Deutschland im gleichen Zeitraum 

durch eine freiwillige Selbstverpflichtung erreicht wurden.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Renke Schmacker, wissenschaftlicher Mitarbeiter in 

der Abteilung Staat im DIW Berlin
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Das Rentenpaket II soll also die „Jahrhundertreform“ sein? 

Das Rentenniveau, für das bis 2025 bereits eine Garantie gilt, 

wird bis 2039 auf 48 Prozent festgeschrieben und zudem eine 

schuldenfinanzierte Säule aufgebaut, das „Generationenkapi-

tal“, die ab Mitte der 2030er Jahre den Beitragssatz zur Rente 

stabilisieren soll. Der Umfang der neuen Säule ist allerdings 

so gering, dass die steigenden Beiträge und Steuerzuschüsse 

dadurch kaum gedämpft werden. Es kommt also zu erheblichen 

Mehrbelastungen im Rentensystem. Bemerkenswert ist dabei, 

dass es die SPD war, die durch die Einführung des demografi-

schen Faktors den Kurs auf das sinkende Rentenniveau gestellt 

hat, der jetzt korrigiert wird. Damals argumentierte die SPD 

übrigens ähnlich wie die aktuellen Kritiker*innen des Renten-

pakets und forderte eine stärkere Beteiligung der Rentner*in-

nen an der Finanzierung des demografischen Wandels. 

Diese Beteiligung ist nun vorerst vom Tisch. Ob es dabei bleibt, 

ist ziemlich unsicher. Kurzfristig sieht die Reform nicht schlecht 

aus. Das Rentenpaket verbessert die Aussichten künftiger Rent-

ner*innen, gleichzeitig kostet das Rentenpaket II den Staat 

jetzt praktisch noch nichts. Der echte Test der Rentengarantie 

steht noch aus: Erst Ende der 2020er und zu Beginn der 2030er 

Jahre – dann unter einer neuen Bundesregierung – wird sich 

zeigen, wie verlässlich die Rentengarantie ist. Erst dann wird 

viel Geld nötig sein, um das Niveau auf 48 Prozent zu halten. 

Die Wahrscheinlichkeit einer Korrektur dieser Rentengarantie 

ist damit hoch. Die gute Arbeitsmarktentwicklung der letzten 

15 Jahre lässt sich wohl nicht wiederholen, viele Reserven gibt 

es nicht mehr. Die Hoffnung, man würde aus der demografi-

schen Entwicklung allein durch eine gute Arbeitsmarktentwick-

lung herauswachsen, wird ziemlich sicher enttäuscht werden. 

Um die Niveaugarantie abzusichern, hätten mehr  Bausteine für 

ihre Finanzierung Teil des Pakets sein müssen. Die Bundere-

gierung hat es versäumt, Schritte zur Entlastung des Beitrags-

satzes zu entwickeln. Möglich wäre beispielsweise eine deutli-

che Ausweitung des Kreises der Versicherten auf Selbständige 

und weniger Verbeamtungen. Das würde zumindest kurz- und 

mittelfristig eine Entlastung bringen. Denkbar wären auch 

Reformen der „Rente mit 63“ oder höhere Steuerzuschüsse 

zur Rentenversicherung. Oder man reduziert die Kosten der 

Haltelinie durch mehr Umverteilung im Rentensystem, sodass 

das Rentenniveau von Personen mit geringen Renten durch 

eine Absenkung bei Personen mit höheren Renten zumindest 

teilweise finanziert würde. Ein ähnlicher Vorschlag wurde auch 

vom Sachverständigenrat diskutiert. 

Das Generationenkapital jedenfalls kommt sehr spät und ist 

zu klein dimensioniert, um einen relevanten Unterschied zu 

machen. Andere Staaten wie Finnland, Kanada, Japan oder 

auch Schweden haben bereits vor längerer Zeit begonnen, ihre 

Umlagerente durch eine kapitalgedeckte Säule zu ergänzen. 

Dort erreichen diese Fonds aber gemessen an der Wirtschafts-

leistung ein Vielfaches des für Deutschland geplanten Volu-

mens und bieten entsprechend mehr Entlastung. Das Genera-

tionenkapital weckt Hoffnungen, die es so nicht einlösen kann. 

Gleichzeitig wird es in dieser Legislatur keinen echten Neustart 

bei der ergänzenden Vorsorge, sei es privat oder betrieblich, 

geben. Die Widerstände gegen ein staatlich organisiertes Stan-

dardprodukt wie in Schweden oder Großbritannien sind noch 

immer groß.

Bemerkenswert am Generationenkapital ist zudem ein anderer 

Aspekt: Trickreich wird die Schuldenbremse umgangen, 

so dass die zusätzliche Verschuldung keine Auswirkung auf 

die Schuldenbremse hat. Hier wirkt sich der unmittelbare 

Investitionscharakter in Kapitalanlagen mildernd aus. Warum 

das bei  Investitionen in Infrastruktur und Bildung nicht der Fall 

sein sollte, erschließt sich der Sache nach nicht. Dass diese 

hedgefondsartige Finanzierung ausgerechnet das Herzens-

anliegen der FDP ist, macht die Sache noch bizarrer. Wenn 

man schon im Namen der Generationengerechtigkeit auftritt, 

dann soll te man nochmal über diesen Punkt nachdenken. Es 

gäbe jedenfalls mehr Raum für Schulden und vor allem bessere 

Investi tionsgelegenheiten als das Generationenkapital.

Johannes Geyer ist stellvertretender Leiter der Abteilung Staat im 

DIW Berlin. Peter Haan ist Leiter der Abteilung Staat im DIW Berlin. 
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